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Vorbemerkung 

Der vorliegende WahlREPORT enthält eine umfassende Analyse und Dokumentation 
der 5. Wahl zum Landtag von Sachsen-Anhalt am 26. März 2006. Basis der Analyse 
sind folgende Quellen: 
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insgesamt 18.374 Wählern direkt nach dem Verlassen des Wahllokals das 
Stimmverhalten, das Alter und das Geschlecht erhoben und ferner 2.998 
Wähler zu den Themen, den Motiven, dem Zeitpunkt der Wahlentscheidung 
sowie zu weitergehenden sozialstrukturellen Merkmalen befragt wurden, 

• Aggregatdaten zu 45 Wahlkreisen, die nach regionalen, sozialen und 
politischen Gesichtspunkten zusammengestellt wurden,  

• Ergebnisse zweier im Auftrag der ARD durchgeführter Vorwahlerhebungen mit 
insgesamt 1.500 Befragten, 

• Publikationen vom Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt.  
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1 Analyse der Wahlen vom 26. März  
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Landtagswahlen in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt 
Ein gutes halbes Jahr nach der Bundestagswahl wurde in drei Bundesländern am 
gleichen Tag über Landesregierungen abgestimmt. Der Vergleich der drei 
Landtagswahlen kann interessante Aufschlüsse liefern. Einerseits lässt sich so 
zuverlässiger abschätzen, wie die Wähler auf eine ganz neue bundespolitische 
Konstellation reagiert haben; andererseits werden landesspezifische Besonderheiten 
besser erkennbar. Ist aus den Zahlen ein eindeutiges Votum für oder gegen die 
Große Koalition herauszulesen? Oder hat diesmal die Politik vor Ort den Ausschlag 
gegeben? Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz verdienen besondere 
Aufmerksamkeit, weil hier nun schon zum dritten Mal in Folge zeitgleich die 
Landesparlamente gewählt wurden. 
In den Kommentaren am Wahlabend und in den Tagen danach wurde auf zwei 
Eigentümlichkeiten dieses Wahlgangs immer wieder mit Recht verwiesen: 

• der starke, teilweise dramatische Rückgang der Wahlbeteiligung  

• und das verschiedenartige Muster der Veränderungen in den einzelnen Ländern, 
bei insgesamt eher schwachen Bewegungen. 

 
Starke Wahlenthaltung 
Die Wahlmüdigkeit am 26. März war bemerkenswert. In allen drei Ländern lag die 
Beteiligung dieses Mal niedriger als je zuvor bei einer Landtagswahl in diesem Land. 
Sachsen-Anhalt hat mit 44,4 Prozent einen Negativrekord für Länderwahlen in der 
Geschichte der Bundesrepublik aufgestellt, Baden-Württemberg mit 53,4 Prozent 
einen Tiefstwert für westdeutsche Länder erreicht. Die jeweilige 
Ministerpräsidentenpartei hat überall Rückhalt bei höchstens einem Viertel der 
Wähler. Von 100 Stimmberechtigten haben sich diesmal in Sachsen-Anhalt 56 für die 
Nichtwahl, nur 16 für die siegreiche CDU entschieden; in Baden-Württemberg 47 für 
die Enthaltung und 23 für die Union; in Rheinland-Pfalz 42 für die Enthaltung und 26 
für die SPD als stärkste Partei. 
Allerdings ist die sinkende Wahlbeteiligung kein ganz neues Phänomen. Grund zur 
Klage über ein abnehmendes Interesse an Landtagswahlen gäbe es schon lange. In 
Rheinland-Pfalz ist die Wahlbeteiligung seit 1979 in fünf der sechs Wahlen 
zurückgegangen, (nur 1983 wurde zeitgleich mit der Bundestagswahl und daher 
eifriger gewählt), insgesamt um 23 Punkte in 27 Jahren. In Baden-Württemberg war 
in den acht Wahlen seit 1972 nicht weniger als sieben Mal eine niedrigere 
Beteiligung zu registrieren, insgesamt ist sie im Verlaufe von 34 Jahren um 27 
Punkte gesunken. Die „Partei der Nichtwähler“ hat zuletzt fast überall weiteren Zulauf 
bekommen. In den 24 Landtagswahlen zwischen 1999 und 2004 hat es nur sechs 
Fälle mit einem leichten Anstieg um 1 bis 3 Punkte gegeben, dagegen 18 Wahlen mit 
einem Rückgang der Wahlbeteiligung, davon immerhin in acht Fällen um mehr als 8 
Prozentpunkte. 
Die Wahlmüdigkeit ist bei Landtagswahlen stärker spürbar und hat auch stärker 
zugenommen als bei Bundestagswahlen. Die Beteiligung an der letzten 
Bundestagswahl lag um rund 13 Punkte unter der Rekordmarke von 1972 (91,1 
Prozent). Die Differenz zwischen Bundestags- und Landtagswahlen betrug damals 
ungefähr 10 Prozentpunkte, in letzter Zeit ungefähr 20 Punkte; in Sachsen-Anhalt 
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und Baden-Württemberg fiel die Beteiligung diesmal sogar um 27 bzw. 25 Punkte 
unter den Wert der letzten Bundestagswahl. 
Was steckt hinter diesem langfristigen, kontinuierlichen Rückgang der 
Wahlbeteiligung? Wie ist das unterschiedliche Interesse an Bundes- und 
Länderwahlen zu bewerten? Und warum hat es am 26. März in zwei der drei Länder 
noch einmal so kräftige Abwanderungen ins Lager der Nichtwähler gegeben? Aus 
den vielen Kommentaren zu diesem Thema konnte man recht unterschiedliche 
Antworten heraushören: dass die massenhafte Enthaltung ein alarmierender Hinweis 
auf den tiefgreifenden Vertrauensverlust der demokratischen Institutionen oder aber 
Ausdruck eher wohlwollender Gleichgültigkeit sei. 
Zweifellos signalisiert der Zulauf zur „Partei der Nichtwähler“ eine veränderte 
Beziehung der Bürger zur Politik, zu den Parteien und zum Parlament. Die alten 
Erklärungsraster, wonach hinter der Wahlenthaltung vor allem Desinteresse, Apathie, 
soziale Entfremdung stecken, greifen nicht mehr. Denn Anzeichen dafür, dass 
Kenntnisse über und Interesse für politische Fragen oder Bereitschaft zum 
bürgerschaftlichen Engagement in so dramatischem Umfang zurückgegangen seien, 
lassen sich den empirischen Untersuchungen keineswegs entnehmen. Was aber 
deutlich wird, ist die nachlassende Bindungskraft der Parteien, eine stärkere Distanz 
zu den politischen Akteuren und Institutionen, eine eher nüchterne, skeptische 
Grundhaltung zum politischen Betrieb – und damit auch eine veränderte 
Einschätzung des Wahlaktes und seiner Bedeutung. Wählen gehen wird weithin nicht 
mehr als „Bürgerpflicht“ empfunden, sondern unter pragmatischen Nutzen-Kosten-
Kalkülen abgewogen. Was bringt das Ergebnis mir persönlich, was meinem Land? 
In dem Maße, in dem die großen Parteien nicht mehr als Interessensvertreter für 
bestimmte Berufsgruppen und Lebenslagen wahrgenommen werden und in ihren 
Zielen immer weniger zu unterscheiden sind, scheint es für viele nicht mehr 
entscheidend wichtig zu sein, wer am Ende über die Mehrheit verfügt. Unter 
sportlichem Aspekt mag das spannend sein, sehr viel ändern wird sich bei einem 
Wechsel aber nicht; „Richtungswahlen“ werden zwar immer wieder beschworen, 
entpuppen sich aber hinterher als reine Rhetorik. Mehr noch: Politiker und 
Regierungen haben heute nur noch ganz enge Handlungsspielräume, können am 
Gang der Dinge letztlich kaum etwas ändern. Das heißt. nicht nur die einzelne 
Stimme zählt wenig, auch das Abstimmungsergebnis insgesamt hat an Wirkung 
eingebüßt. Nichtwahl ist zu einer neuen Option geworden, für die man sich nicht 
besonders rechtfertigen muss. 
Diese Gemengelage der Gefühle – Gleichgültigkeit, Skepsis, Verärgerung – schlägt 
sich bei Landtagswahlen mehr noch als bei den Bundestagswahlen in Abstinenz 
nieder. Seitdem in Berlin die beiden großen Parteien an einem Tisch sitzen und ihre 
Divergenzen offiziell begraben haben, können die beruhigt zu Hause bleiben, die mit 
dem Gang der Dinge halbwegs zufrieden sind; den Unzufriedenen aber fehlte bei 
dieser Wahl die richtige Adresse für ihren „Denkzettel“. Denn der mobilisierende 
Elan, der bei Landtagswahlen der im Bund agierenden Opposition hilft und die 
Anhänger der amtierenden Regierung lähmt, ist diesmal ausgeblieben. Die kleinen 
Oppositionsparteien im Bundestag, von denen die FDP in allen drei 
Landesregierungen mitgewirkt hatte, konnten den vorhandenen Unmut nicht für sich 
nutzen, außer der erstarkten Linkspartei in Sachsen-Anhalt, die unter der 
Wahlenthaltung am wenigsten zu leiden hatte. 



                                                                                               
  WahlREPORT Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2006 

 9

Dass es den Rechtsextremen nicht gelang – anders als bei der ersten Großen 
Koalition 1966 bis 1969 –, als Protestbewegung gegen das Kartell der Volksparteien 
potenzielle Nichtwähler für sich zu gewinnen, wurde als positiver Aspekt dieser Wahl 
allseits begrüßt. Offenbar hat die neue politische Konstellation bislang zu einer 
Entschärfung der Kontroversen und zu einer Beruhigung des Klimas geführt und den 
Trend zur Wahlenthaltung nochmals verstärkt. Ob im Falle deutlich sichtbarer 
Misserfolge eine neue Form des Populismus sich künftig diese leicht resignierte 
Grundstimmung nutzbar machen kann, bleibt abzuwarten. 
 
Vielfältige Bewegungen 
Der Rückgang der Wahlbeteiligung war ein durchgängiger Trend in allen drei 
Ländern. Was die Bewegungen zwischen den Parteien anbelangt, bot dieser 
Wahltag ein diffuses Bild. Ein bisschen Grund zur Freude hatten alle Parteien. Die 
beiden Volksparteien wurden in den Ländern bestätigt, in denen sie den 
Regierungschef stellten, alle drei Amtsinhaber blieben im Amt. FDP und Grüne 
konnten in jeweils zwei Ländern einen prozentualen Zugewinn verbuchen, die Linke 
sogar bei allen drei Wahlen. Das Scheitern der Rechten wurde von den anderen 
Parteien – und den Beobachtern – mit Genugtuung registriert. 
Aber man spürte die Erleichterung darüber, mit einem blauen Auge davon 
gekommen zu sein. Die Negativ-Bilanz sah für alle Beteiligten ziemlich traurig aus. 
Die CDU musste in allen drei Wahlen prozentuale Verluste hinnehmen und gelangte 
in ihrem früheren Stammland Rheinland-Pfalz auf einen absoluten Tiefpunkt. Die 
SPD hatte in Baden-Württemberg die mit Abstand größten Verluste dieses Wahltags 
zu verkraften und verlor gegenüber 2001 rund eine halbe Million Stimmen. Die FDP 
ist in Mainz und Magdeburg nicht mehr in der Regierung, in Stuttgart hat es nur ganz 
knapp gereicht. Die Grünen verfehlen nicht nur erneut den Einzug in den 
Magdeburger Landtag, sie fallen auch aus dem Mainzer Landtag heraus. Die 
Linkspartei ist im Westen ohne jede Chance auf parlamentarische Vertretung 
geblieben. Die Rechtsparteien mussten sich überall mit mageren drei Prozent 
begnügen, auch in Stuttgart, wo sie zwischen 1992 und 2001 im Landtag vertreten 
waren, und in Magdeburg, wo sie vor acht Jahren fast 13 Prozent erreicht und sich 
diesmal gute Chancen ausgerechnet hatten, dem Beispiel von Sachsen und 
Brandenburg zu folgen. 
In den von Infratest dimap am Wahlabend erstellten drei Wanderungsbilanzen sind 
größere Wählerströme in alle Richtungen dokumentiert: 

• in Baden-Württemberg vor allem von der SPD zu den Grünen und zur WASG 
sowie von der Union zur FDP, 

• in Rheinland-Pfalz vor allem von den Grünen zur SPD und von der SPD zur 
WASG, 

• in Sachsen-Anhalt vor allem von der CDU zur SPD und zur Linkspartei sowie von 
der FDP zur SPD. 

Lassen sich hinter diesen disparaten Bewegungen einheitliche Muster erkennen? 
Gibt es einen gemeinsamen Nenner? 
Ins Auge fallen natürlich die Abwanderungen von fast allen Parteien ins Lager der 
Nichtwähler; sie waren in Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg besonders stark 
und haben vor allem die beiden großen Parteien, in Sachsen-Anhalt aber auch die 
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FDP getroffen. Gemessen an Wanderungsströmen waren die Bewegungen zwischen 
den Parteien gegenüber der vorigen Landtagswahl ziemlich moderat. Einen 
Erdrutsch hat es in keinem Land gegeben, vor allem sind stärkere Pendelschläge 
zwischen Union und Sozialdemokraten ausgeblieben. Bemerkenswert ist vor allem 
die Stabilität der klassischen politischen Lager in den beiden westdeutschen 
Ländern, die 2001 und 2006 am gleichen Tage abgestimmt hatten; die 
Veränderungsraten betragen in Baden-Württemberg für CDU und FDP +2,0 Punkte, 
für SPD und Grüne -4,1 Punkte. In Rheinland-Pfalz stehen Einbußen für CDU und 
FDP von 2,3 Punkten, Zugewinne für Rot-Grün von 0,3 Punkten gegenüber. In keiner 
anderen Landtagswahl in Westdeutschland in den letzten drei Jahren waren derart 
geringe Verschiebungen zu beobachten. 
Das Profil dieser Wahl tritt besonders deutlich hervor, wenn die ersten Länderwahlen 
nach der Bundestagswahl 2002 zum Vergleich herangezogen werden. Damals hatte 
es am 2. Februar 2003 eine Doppelwahl gegeben, bei der die gut vier Monate zuvor 
im Amt bestätigte rot-grüne Bundesregierung herbe Verluste erlitt. Um die 
Bezugspunkte zu „eichen“, werden jeweils die Veränderungsraten gegenüber der 
vorangegangenen Bundestagswahl dargestellt. 
 

Landtagswahlen am 26. März 2006
Veränderungen zur Bundestagswahl 2002 bzw. 2005*

CDU SPD FDP GRÜNE

Diff. LW 2006/BW 2005

Baden-Württemberg +5,0 -4,9 -1,2 +1,0 +3,8 -3,9
Rheinland-Pfalz -4,1 +11,0 -3,7 -2,7 -7,8 +8,3

Diff. LW 2003/BW 2002

Niedersachsen +13,8 -14,4 +1,0 +0,3 +14,8 -14,1
Hessen +11,7 -10,6 -0,3 -0,6 +11,4 -11,2
* Veränderungen gegenüber Zweitstimmenanteilen bei der Bundestagswahl in Prozentpunkten

LW = Landtagswahl; BW = Bundestagswahl
Quelle: Statistische Landesämter

CDU+    
FDP

SPD+     
GRÜNE

 
 
Die Bewegungen zwischen den beiden großen Parteien – und zwischen den beiden 
Lagern – sind seinerzeit wesentlich stärker gewesen, der Pendelschlag war heftiger 
ausgefallen. Die CDU als Opposition tat sich leichter, die Verärgerung über die neue 
und alte Regierung aufzufangen und damit Christian Wulff zum neuen 
Regierungschef zu machen und Roland Koch zur absoluten Mehrheit zu verhelfen. 
Diesmal zogen die beiden großen Parteien in Berlin an einem Strang, die nationalen 
Kontroversen ließen sich nicht in die Provinz transferieren, der Wahlkampf war nicht 
wie sonst bundespolitisch „aufgeladen“. Da es „nur“ um Landespolitik ging, gab es 
weniger Wahlbeteiligung und weniger Wählerbewegung. 
Die Wählerbewegungen waren im Februar 2003 jedoch nicht nur heftiger 
ausgefallen, sie waren auch in beiden Ländern einheitlicher verlaufen. Die CDU war 
die große Gewinnerin, die SPD die große Verliererin des Tages. Im März 2006 
dagegen gab es gegenläufige Bewegungen. In Stuttgart legte die CDU auf Kosten 
der SPD zu, in Mainz die SPD auf Kosten der CDU. Auch dies hat mit der Existenz 
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einer Großen Koalition in Berlin zu tun, die der Landespolitik mehr Spielraum ließ. In 
beiden Ländern war das Wählervotum von der akuten Stimmung im Lande, dem 
Image der Spitzenkandidaten und der Moral der Parteianhänger geprägt. Auch der 
Vergleich mit der letzten Landtagswahl zeigt diese Gegenläufigkeit: in Baden-
Württemberg war die SPD, in Rheinland-Pfalz die CDU die große Verliererin. 
Den kurzfristigen Effekt der neuen politischen Großwetterlage sollte man allerdings 
nicht zu hoch veranschlagen. Ähnliche Trends waren in diesen beiden Ländern auch 
vor fünf Jahren schon zu beobachten gewesen. Wenn die Stärke der politischen 
Lager bei der Landtagswahl vom März 2001 mit der Bundestagswahl vom September 
1998 verglichen wird, ergeben sich folgende Veränderungsraten, CDU und FDP 
legten in Baden-Württemberg 6,3 Punkte zu, während SPD und Grüne 3,8 Punkte 
verloren. In Rheinland-Pfalz standen Einbußen von 3,1 Punkten bei Schwarz-Gelb, 
Gewinne von 2,5 Punkten bei Rot-Grün gegenüber. Dass sich in Baden-Württemberg 
die Union, in Rheinland-Pfalz die Sozialdemokraten als Sieger fühlen konnten und 
die damaligen Ministerpräsidenten bestätigt wurden, ist also kein Novum. 
Fazit aus diesem Ländervergleich: die neue politische Konfiguration in Berlin hat sich 
insoweit auf die Wahlergebnisse am 26. März ausgewirkt, als sie alte Feindbilder und 
Konfliktlinien verwischte, die politische Arena unübersichtlicher machte und die 
strukturellen und personellen Stärken und Schwächen der landespolitischen 
Kontrahenten in den Blick rückte. Die widersprüchlichen Signale aus der Provinz 
aber als Beifall für die Regierenden in der Bundeshauptstadt zu deuten, ist reichlich 
gewagt. Auch hierin reflektiert sich vor allem das neue Klima und das 
Harmoniebedürfnis der beiden Volksparteien, die mit Schlimmerem hatten rechnen 
können. 
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2  Das Wahlergebnis im Detail 
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2006
Amtliches Endergebnis

Absolut Prozent
2006 2002 2006-02 2006 2002 2006-02*

Wahlberechtigte 2.078.659 2.109.428 -30.769
Wähler 923.278 1.190.831 -267.553 44,4 56,5 -12,0

Erststimme
Ungültige Stimmen 27.509 32.965 -5.456 3,0 2,8 +0,2
Gültige Stimmen 895.769 1.157.866 -262.097 97,0 97,2 -0,2

CDU 318.550 442.312 -123.762 35,6 38,2 -2,6
Linke.PDS 225.797 243.385 -17.588 25,2 21,0 +4,2
SPD 209.185 247.020 -37.835 23,4 21,3 +2,0
FDP 67.973 151.886 -83.913 7,6 13,1 -5,5
GRÜNE 39.569 23.773 +15.796 4,4 2,1 +2,4
AGFG 2.738 +2.738 0,3 +0,3
BBW 11.368 +11.368 1,3 +1,3
DVU 0 0,0 +0,0
REP 0 0,0 +0,0
Eltern 0 0,0 +0,0
FP Deutschlands 0 0,0 +0,0
future! 0 0,0 +0,0
MLPD 2.079 795 +1.284 0,2 0,1 +0,2
Pro DM 0 1.314 -1.314 0,0 0,1 -0,1
Bü-DKP/KPD 757 +757 0,1 +0,1
Offensive D-STATT Partei-DSU 9.062 +9.062 1,0 +1,0
GUT 3.086 +3.086 0,3 +0,3
Einzelbewerber 5.605 8.913 -3.308 0,6 0,8 -0,1
    nicht wieder angetreten 38.468 -38.468 3,3 -3,3

Zweitstimme
Ungültige Stimmen 21.024 29.846 -8.822 2,3 2,5 -0,2
Gültige Stimmen 902.254 1.160.985 -258.731 97,7 97,5 +0,2

CDU 326.721 433.521 -106.800 36,2 37,3 -1,1
Linke.PDS 217.295 236.484 -19.189 24,1 20,4 +3,7
SPD 192.754 231.732 -38.978 21,4 20,0 +1,4
FDP 60.209 154.145 -93.936 6,7 13,3 -6,6
GRÜNE 32.117 22.696 +9.421 3,6 2,0 +1,6
AGFG 3.356 +3.356 0,4 +0,4
BBW 4.125 +4.125 0,5 +0,5
DVU 26.905 +26.905 3,0 +3,0
REP 4.323 +4.323 0,5 +0,5
Eltern 14.499 +14.499 1,6 +1,6
FP Deutschlands 692 +692 0,1 +0,1
future! 3.363 +3.363 0,4 +0,4
MLPD 4.060 2.617 +1.443 0,4 0,2 +0,2
Pro DM 991 4.251 -3.260 0,1 0,4 -0,3
Bü-DKP/KPD 957 1.054 -97 0,1 0,1 +0,0
Offensive D-STATT Partei-DSU 2.562 +2.562 0,3 +0,3
GUT 7.325 +7.325 0,8 +0,8
    nicht wieder angetreten 74.485 -74.485 6,4 -6,4

Erststimme = Personenstimme; Zweitstimme = Parteienstimme

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt

* Die Prozentpunktdifferenzen wurden mit ungerundeten Stimmenanteilen berechnet und können daher von den Veröffentlichungen des 
Landeswahlleiters abweichen.
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• Die CDU erzielt 36,2 Prozent der Zweitstimmen und wird trotz leichter Verluste 
von 1,1 Prozentpunkten stärkste Partei in Sachsen Anhalt. Insgesamt 326.721 
Wähler entschieden sich für die Union. Das sind 106.800 weniger als noch vor 
vier Jahren.  

• Die Linkspartei.PDS wird mit 24,1 Prozent erneut zweitstärkste Partei hinter der 
CDU und vor den Sozialdemokraten. In absoluten Zahlen haben 217.295 Wähler 
für die PDS votiert. Wegen der gesunkenen Wahlbeteiligung erhielt die PDS trotz 
prozentualen Zugewinns von 3,7 Punkten 19.189 Zweitstimmen weniger als noch 
vor vier Jahren.  

• Die SPD gewinnt 1,4 Prozentpunkte gegenüber 2002 hinzu. Mit 21,4 Prozent der 
Zweitstimmen wird sie wiederum nur drittstärkste Kraft hinter der CDU und der 
Linkspartei. Auch sie büßt trotz des Anteilsgewinns an absoluten Stimmen ein (-
38.978). Insgesamt entschieden sich 192.754 Wähler mit der Zweitstimme für die 
SPD.  

• Die FDP zieht mit einem Zweitstimmenanteil von 6,7 Prozent ungefährdet in den 
Landtag ein. Ihr Stimmenanteil sinkt gegenüber 2002 jedoch deutlich um 6,6 
Prozentpunkte. In absoluten Zahlen haben 60.209 Wähler für die FDP votiert, 
93.936 weniger als 2002. Die Grünen erzielen 3,6 Prozent der Zweitstimmen. Die 
Öko-Partei liegt damit über ihrem Stimmenniveau von 2002 (+1,6). Insgesamt 
stimmten 32.117 Wahlberechtigte für die Grünen. Das sind 9.421 Wählerstimmen 
mehr als bei der letzten Landtagswahl.  

• Auf die weiteren Parteien und Wählergruppen entfallen insgesamt 8,2 Prozent 
der Zweitstimmen. Am erfolgreichsten schnitt von ihnen die DVU mit 3,0 Prozent 
ab.  

• Die Wahlbeteiligung hat in Sachsen-Anhalt gegenüber der letzten Landtagswahl 
massiv abgenommen. Insgesamt nahmen 44,4 Prozent der 2.078.659 
Wahlberechtigten an der Abstimmung teil. Gegenüber 2002 verringerte sich damit 
das Beteiligungsniveau dramatisch um 12 Prozentpunkte. 
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Mandatsverteilung 

Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2006
Sitzverteilung im Landtag 2006 und 2002*

2006 *** 2006-2002 2002 ** 2002-1998

Sitze 97 -18 115 -1

CDU 40 -8 48 +20
Linke.PDS 26 +1 25 0
SPD 24 -1 25 -22
FDP 7 -10 17 +17
Sonstige 0 0 0 -16 ****

* Sitzverteilung zu Beginn der Legislaturperiode

**** davon 1998 DVU: 16

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt

** 2002 erhöhte sich aufgrund von 7 Überhangmandaten für die CDU und jeweils 3 
Ausgleichsmandaten für SPD, PDS und FDP die Gesamtzahl der zu vergebenden Mandate von 
regulär 99 auf 115, 1998 kam durch Überhang- und Ausgleichsmandate eine Gesamtmandatszahl 
von 116 Sitzen zustande.
*** Nach der Parlamentsverkleinerung werden statt regulär 99 nur noch 91 Mandate vergeben. Durch 
6 Überhangs- und Ausgleichsmandate erhöht sich die Gesamtzahl der zu vergebenden Mandate auf 
97.
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• Die Stimmenverschiebungen haben entsprechende Veränderungen in der 
Mandatsverteilung zur Folge. Konkret verteilen sich die Abgeordnetensitze, deren 
Zahl sich wegen 6 Überhang- und Ausgleichsmandate von regulär 91 auf 
insgesamt 97 erhöht, wie folgt: Die CDU erhält 40 Mandate, sie stellt damit auch 
künftig die größte Landtagsfraktion. Die Linkspartei.PDS verfügt nunmehr über 
26, die SPD über 24 Sitze. Die FDP kommt im neuen Landtag auf 7 Abgeordnete. 

• Damit verfügt Schwarz-Gelb in Sachsen-Anhalt über keine Mehrheit mehr, um 
das bisherige Regierungsbündnis fortzusetzen. Die aktuelle Sitzverteilung lässt 
rechnerisch neben der Bildung einer Koalition aus CDU und SPD auch ein 
Bündnis aus Linkspartei und SPD zu. 


